




Zuwendungsvertrag zur
Unterstützung der Kommunen 
beim Aufbau digitaler Expertise


Das Land Sachsen-Anhalt,
vertreten durch das Ministerium für Infrastruktur und Digitales
Turmschanzenstraße 30
39114 Magdeburg
- nachfolgend MID -

und

der Städte- und Gemeindebund Sachsen-Anhalt
Sternstraße 3
39104 Magdeburg- nachfolgend SGSA -

- diese beiden zusammen im Folgenden: Vertragspartner -

schließen gemäß Verwaltungsvorschrift Nr. 4.3 zu § 44 Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt (VV Nr. 4.3 zu § 44 LHO, RdErl. des MF vom 1. Februar 2001, MBI. LSA S. 241, zuletzt geändert durch RdErl. vom 21. Februar 2024, MBl. LSA, S. 310) sowie des Zuwendungsrechtsergänzungserlasses (RdErl. des MF vom 6. Juni 2016, MBl. LSA S. 383, zuletzt geändert durch RdErl. des MF vom 28. September 2022, MBl. LSA S. 510) und § 1 Abs. 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes des Landes Sachsen-Anhalt (VwVfG LSA) vom 18.11.2005 (GVBl. LSA S. 698, 699) i. V. m. § 54 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBl. I S. 102), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Juli 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 236) folgenden öffentlich-rechtlichen Vertrag zur Unterstützung des SGSA bei der Umsetzung des Projektes „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“.
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[bookmark: _Toc184631007][bookmark: _Toc184631035][bookmark: _Toc197623580]Präambel
Die digitale Transformation einhergehend mit dem Angebot neuer Ansätze wie künstlicher Intelligenz (KI) oder Cloud-Computing stellen zunehmend komplexere Anforderungen an das rechtliche und technische Wissen der Verwaltungsmitarbeiter. Gleichzeitig stehen die öffentlichen Verwaltungen, insbesondere die Kommunalverwaltungen als Vollzugsbehörden, vor der Herausforderung des Fachkräftemangels. Bereits heute kann der Bedarf an Fachexperten im Bereich Anwendungsbetreuung, Prozessmodellierung oder Informationssicherheit kaum gedeckt werden. Auch die Kommunen in Sachsen-Anhalt sind daher zukünftig darauf angewiesen, verstärkt gemeinsam und vermehrt auch arbeitsteilig nach dem „Einer für Alle- bzw. Einer-für-Viele-Prinzip“ Digitalisierungsexpertise zu entwickeln, bereit zu stellen und diese kooperativ in Digitalisierungsprojekten mit einem Nutzen für die gesamte kommunale Ebene einzusetzen.
[bookmark: _Hlk193983318]Die Kommunalen Spitzenverbände haben sich darauf verständigt, mit einer gemeinsamen Initiative zum Aufbau von zusätzlichem Fachwissen in den Kommunen beizutragen. Diese Vereinbarung mit dem SGSA zielt darauf ab, in den 3 kreisfreien Städten sowie in der Geschäftsstelle des kommunalen Spitzenverbandes und damit  auch zu Gunsten der kreisangehörigen Gemeinden sogenannte Digital-Experten einzusetzen. Unter der Projektbezeichnung „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ ist der Aufbau von spezifischem Wissen zur Digitalisierung in den Kommunen des Landes Sachsen-Anhalt zu realisieren. 
Das Land Sachsen-Anhalt begrüßt diesen Ansatz und sieht darin einen wichtigen Beitrag zur Bewältigung der bestehenden und sich anzeichnenden Herausforderungen, die thematisch die Ebene der Landesverwaltung betreffen. Deshalb beteiligt sich das Land an diesem Projekt durch die Gewährung einer zweckgebundenen Zuwendung. Dieser Zuwendungsvertrag bildet die Grundlage für den zielführenden, geordneten und strukturierten Einsatz der durch das Land Sachsen-Anhalt hierfür bereit gestellten Haushaltsmittel. Die Weiterentwicklung oder ein dauerhafter Bestand der hier exemplarisch und pilothaft zu schaffenden Expertise sind vom Projekt nicht erfasst. Die Vertragspartner gehen jedoch davon aus, dass zur dauerhaften Wirksamkeit des Projektes „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ über die Vertragslaufzeit hinaus eine noch zu bestimmende Verstetigung der Maßnahmen notwendig sein wird.
[bookmark: _Toc197623581]§ 1
Vertragsbestandteile
Folgende als Anlage beigefügten Bestimmungen sind verbindliche Bestandteile dieses Vertrags, soweit im vorliegendem Vertrag nichts anderes geregelt ist:
1. Projektskizze vom [Datum] (vgl. Anlage 1)
2. Allgemeine Nebenbestimmungen für Zuwendungen zur Projektförderung (ANBest-P) in der Fassung vom [Datum] (vgl. Anlage 2)
3. Formblatt „Auszahlungsanforderung“ (vgl. Anlage 3)
4. Formblatt „Verwendungsnachweis“ (Vgl. Anlage 4)
[bookmark: _Toc184631008][bookmark: _Toc184631036][bookmark: _Toc197623582]§ 2
Vertragsgegenstand 
(1) Zweck des Vertrages ist die Umsetzung des Projektes „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ durch Schaffung von Grundlagen für eine dauerhafte Etablierung von Digital-Experten in den kreisfreien Städten  und der Geschäftsstelle des SGSA zur permanenten Unterstützung der kommunalen Familie bei der Digitalisierung der Verwaltung nach innen und außen durch den SGSA gemäß Projektskizze (Anlage 1). 
(2) Für die Umsetzung des Projektes „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ gewährt das Land Sachsen-Anhalt Zuwendungen gemäß §§ 23 und 44 der Landeshaushaltsordnung des Landes Sachsen-Anhalt vom 30. April 1991 (GVBl. LSA S. 35) zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 25. Februar 2025 (GVBl. LSA S. 374, 375) einschließlich der dazu ergangenen Verwaltungsvorschriften zur Landeshaushaltsordnung (VV-LHO, RdErl. des MF vom 1. Februar 2001, MBI. LSA S. 241, zuletzt geändert durch RdErl. vom 21. Februar 2024, MBl. LSA, S. 310) sowie des Zuwendungsrechtsergänzungserlasses (RdErl. des MF vom 6. Juni 2016, MBl. LSA S. 383, zuletzt geändert durch RdErl. des MF vom 28. September 2022, MBl. LSA S. 510) als Anschubfinanzierung.  

[bookmark: _Toc197623583][bookmark: _Toc184631009][bookmark: _Toc184631037]§ 3
Aufgaben der Digital-Experten 
(1) Die Digital-Experten sollen ein breites Feld an Themenfeldern auf ihren kommunalen Nutzen hin analysieren und bewerten sowie die Kommunen bei deren strategischer Betrachtung und Umsetzung beratend unterstützen. 
(2) Zu diesen Themenfeldern gehören insbesondere:
a) [bookmark: _Toc197623215][bookmark: _Toc197623312][bookmark: _Toc197623370][bookmark: _Toc197623403][bookmark: _Toc197623488][bookmark: _Toc197623584][bookmark: _Toc197623585]Informationssicherheit
Zielsetzung: 
Aufbau und Stärkung von Informationssicherheitsstrukturen auf kommunaler Ebene
Maßnahmen:
· Erstellung oder Aktualisierung kommunaler Informationssicherheitskonzepte (nach BSI-Standards)
· Etablierung von Rollen wie ISB (Informationssicherheitsbeauftragter) in den Verwaltungen
· Sensibilisierungs- und Schulungsmaßnahmen für Beschäftigte zu Cybersecurity-Risiken
· Beratung zu technischen und organisatorischen Maßnahmen (TOM) gemäß DSGVO und IT-Grundschutz
b) [bookmark: _Toc197623586]IT-Infrastruktur
Zielsetzung: 
Bedarfsanalyse und Modernisierung bestehender IT-Architekturen
Maßnahmen:
· Bewertung vorhandener Netzinfrastruktur (LAN/WLAN), Server- und Storage-Systeme
· Empfehlungen zur Standardisierung von Hard- und Software-Komponenten
· Beratung zu Ausfallsicherheit, Energieeffizienz und Skalierbarkeit
· Unterstützung bei IT-Beschaffungen, insbesondere bei Interoperabilität und Nachhaltigkeit
c) [bookmark: _Toc197623587]OZG-Umsetzung
Zielsetzung: 
Beschleunigung der Nachnutzung und Einführung digitaler Verwaltungsleistungen
Maßnahmen:
· Analyse des Umsetzungsstands von OZG-Leistungen in der Kommune (inkl. EfA-Dienste)
· Koordination mit Portalverbund, kommunalen Fachämtern und Landesinfrastruktur
· Unterstützung bei der Integration von Online-Diensten in kommunale Fachverfahren
· Erarbeitung von Priorisierungsstrategien (z. B. am Bedarf der Bevölkerung orientiert)
d) [bookmark: _Toc197623588]Registermodernisierung
Zielsetzung: 
Unterstützung der registerführenden Stellen bei der Umsetzung der Anforderungen im Rahmen der Registermodernisierung
Maßnahmen:
· aktiver Austausch mit dem Landesprojekt Registermodernisierung zur strategischen Abstimmung, Wissenssicherung und -weitergabe
· Durchführung von Analysen der bestehenden technischen Gegebenheiten in den kommunalen Registern sowie Identifikation von Abweichungen zu den Anforderungen der Registermodernisierung
· Vorbereitung der registerführenden Stellen auf die Anbindung an zentrale technische Komponenten der Registermodernisierung
· Koordination und Unterstützung der registerführenden Stellen, unter anderem bei der Planung und Durchführung von Pilotprojekten im Kontext der Registermodernisierung

e) [bookmark: _Toc197623589]Projektmanagement
Zielsetzung: 
Etablierung methodischer Standards zur Steuerung kommunaler Digitalprojekte
Maßnahmen:
· Einführung geeigneter Projektmanagement-Methoden (klassisch, agil, hybrid) unter Orientierung am PMO-Standard des Landes Sachsen-Anhalt
· Aufbau zentraler Projektstrukturpläne, Zeit- und Ressourcenplanung
· Coaching und Begleitung kommunaler Projektleitungen
· Implementierung eines projektübergreifenden Monitorings (z. B. PMO-Funktion)
f) [bookmark: _Toc197623590]Künstliche Intelligenz (KI)
Zielsetzung: 
Erschließung von Einsatzmöglichkeiten für KI-basierte Verfahren in der Verwaltung
Maßnahmen:
· Identifikation kommunaler Anwendungsfälle (z. B. Chatbots, automatisierte Texterkennung)
· Prüfung datenschutz- und sicherheitsrechtlicher Rahmenbedingungen
· Beratung bei Auswahl und Implementierung geeigneter KI-Dienste (z. B. über GovTech-Angebote)
· Sensibilisierung von Führungskräften und Beschäftigten im Umgang mit KI-Systemen
g) [bookmark: _Toc197623591]Cloud-Computing
Zielsetzung: 
Strategieentwicklung für cloudfähige Anwendungen und Infrastrukturen
Maßnahmen:
· Analyse bestehender Cloud-Nutzung und deren Potenziale
· Erarbeitung einer Cloud-Strategie auf Basis von BSI C5 und EU-Rechtsrahmen (u. a. GAIA-X)
· Bewertung von Anbietern und Diensten hinsichtlich Datenschutz, Sicherheit, Standortwahl
· Entwicklung von Migrationspfaden aus On-Premise-Strukturen
h) [bookmark: _Toc197623592]Prozessmodellierung
Zielsetzung: 
Standardisierung und Digitalisierung von Verwaltungsprozessen
Maßnahmen:
· Aufnahme und Visualisierung bestehender Prozesse mit BPMN 2.0
· Schulung kommunaler Mitarbeitender in Prozesserhebung und -optimierung
· Entwicklung von Prozesslandkarten und digitalen Soll-Prozessen
· Integration der Modellierung in zentrale Werkzeuge (z. B. PICTURE, ARIS)
[bookmark: _Toc197623593]

i) Fachanwendungen
Zielsetzung: 
Analyse, Bewertung und Harmonisierung der eingesetzten Fachverfahren
Maßnahmen:
· Bestandsaufnahme vorhandener kommunaler Fachverfahren (z. B. KITA, Meldewesen, Bau)
· Prüfung auf Digitalisierungspotenzial und Schnittstellenfähigkeit und Effizienzsteigerung durch Vollzugsbündelung
· Erstellung von Migrations- und Ersatzstrategien
· Unterstützung bei Einführung, Schulung und Betrieb neuer Fachanwendungen
j) [bookmark: _Toc197623594]Datenmanagement
Zielsetzung: 
Systematischer Umgang mit kommunalen Daten als Ressource
Maßnahmen:
· Entwicklung kommunaler Datenstrategien (inkl. Open Data, Data Governance)
· Einführung strukturierter Datenhaltung, Pflege und Klassifikation
· Aufbau von Metadatenkatalogen und Datennutzungskonzepten
· Unterstützung bei datenschutzkonformer Erhebung, Speicherung und Analyse
(3) Ausdrücklich sind auch Aspekte von gemeinsamen Investitionen, Beschaffung und Betrieb von IT Gegenstand der Betrachtung. Insofern ist die Verzahnung mit dem Projekt „Zentrale Service-Angebote“ (ZSA) des Landes zu berücksichtigen

(4) Durch die Digital-Experten ist zu den in Absatz 1 genannten Themenfeldern deren Stand der kommunalen Umsetzung in den Landkreisen, Städten, Gemeinden und Verbandsgemeinden zu erheben, zu analysieren, die Machbarkeit verschiedener daraus ableitbarer Maßnahmen zu prüfen sowie ein Vorgehen zur Umsetzung zu empfehlen und in einem abschließenden Bericht pro Themengebiet zu dokumentieren. Hierzu sind  
a. bis zum 31.12.2025 konkrete Themenfelder benannt, eine Projektstruktur eingerichtet und mindestens 2 Digital-Experten eingestellt bzw. extern beauftragt. 
b. bis 31.12.2026 haben alle Digital-Experten ihre Arbeit aufgenommen, für jedes Themenfeld einen Abschlussbericht erstellt und dem MID sowie allen Kommunen vorgelegt. Darüber hinaus ist zumindest ein Perspektivvorschlag zur bedarfsweisen Verstetigung des Projektes vorgelegt.
(5) Die Zusammenarbeit mit dem Land Sachsen-Anhalt, dem Digital-Lotsen-Projekt Sachsen-Anhalt, Hochschulen und Bildungsinstituten sowie Organisationen der Kommunen, der Bundesländer und des Bundes mit dem Ziel der Weiterentwicklung, der Dokumentation und des Wissenstransfers wird vorausgesetzt.
[bookmark: _Toc184631010][bookmark: _Toc184631038][bookmark: _Toc197623595][bookmark: _Toc184631011][bookmark: _Toc184631039]§ 4
Art, Umfang und Höhe der Zuwendung, Zuwendungszeitraum 
(1) Zuwendungsart: Projektförderung
a. Finanzierungsart: Festbetragsfinanzierung 
in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses für das Jahr 2025 in Höhe von: 415.000 € (in Worten: vierhundertfünftausend Euro)
b. für das Jahr 2026 in Höhe von: 
810.000 € (in Worten: achthundertzehntausend Euro) 

(2) Zuwendungszeitraum: vom 01.06.2025 bis zum 31.12.2026 

(3) Ausgaben- und Finanzierungsplan: 

	Zuwendungsfähige Ausgaben 
	2025
in Euro
	2026
in Euro 

	Personalkosten 
	50.000
 +5.000 €
	  100.000 €
+ 8.000 €

	Sachkosten, die durch das Projekt zusätzlich zum laufenden Geschäftsbetrieb anfallen, zum Beispiel Mieten, Pachten, projektbezogenes Büromaterial und Dienstreisen (direkte Kosten) sowie sonstiger Verwaltungsaufwand, wie Büromaterial, Kommunikationsgebühren, Porto und Nebenkosten wie zum Beispiel Strom, Wasser, Heizung, Versicherungen oder Reinigungen (indirekte Kosten)
	14.000 €
+ 1.000
	25.500 €
+3.000

	Projektmanagementkosten
	  50.000 €+
+ 1.000 €
	  50.000 €+
+ 1.000 €

	Dienstleistungen Dritter 
	  120.000 €
	360.000 €

	Öffentlichkeitsarbeit 
	      1.000 €
+ 500 €
	       1.500 €


	Infrastrukturkosten
 (gemeinsame Investitionen, Beschaffung und Betrieb von IT)
	  180.000 €
	  270.000 €

	Gesamtbetrag der zuwendungsfähigen Ausgaben 
	422.500 €
	822.000 €


 
Es sind nur solche Ausgaben zuwendungsfähig, die nachweislich in Folge der Durchführung des Projekts „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ entstehen. Dies sind Ausgaben, die erst durch das Vorhaben ausgelöst werden und ohne das Projekt nicht entstehen würden.

	Finanzierung 
	2025 
in Euro
	2026 
in Euro

	Eigenmittel
a) Koordinierung Digital-Experten
b) Bereitstellung von Räumlichkeiten
c) tbc
	7.500 Summe durch SGSA benennen aufzuteilen 
	12.000
Summe durch SGSA benennen

	Drittmittel
	0 €
	0 €

	Zuwendung des MID
	415.000 €	
	810.000 €

	Gesamtbetrag der Finanzierung
	422.500 €
	822.000 €



Minderausgaben bei einzelnen Positionen des Ausgabenplanes können zu Gunsten anderer Positionen eingesetzt werden. Bei Überschreitung der Gesamtausgaben ist die Zuwendung auf den in § 4 Abs. 1 genannten Festbetrag beschränkt. Ermäßigen sich die Gesamtausgaben im Zuge der Durchführung des Projektes oder kommen zusätzliche Eigenmittel des SGSA oder Drittmittel hinzu, so reduziert sich die Höhe der Zuwendung um den vollen Betrag der Ermäßigung der Gesamtausgaben und/oder der zusätzlichen Mittel (vgl. Nr. 2.2 ANBest-P).
(6) Der SGSA ist verpflichtet, die Zuwendungen ausschließlich zur Umsetzung des Projektes „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ gemäß § 2 einzusetzen sowie wirtschaftlich und sparsam zu verwenden. Bei der Vergabe von Aufträgen ist Nr. 3 ANBest-P zu beachten. 
(7) Der SGSA bestätigt mit der Unterzeichnung des Vertrages, dass er die im Rahmen der Zweckbestimmung nach § 2 dieses Vertrages bei ihm Beschäftigten nicht besserstellt als vergleichbare Landesbedienstete und keine höheren Leistungen bei vergleichbaren Landesbediensteten gewährt (vgl. Abschn. 2 Nr. 9 Abs. 8 Zuwendungsrechtsergänzungserlass und Nr. 1.3 ANBest-P). 
(8) Gewährte Rabatte, Skonti, Boni u. ä. sind nicht zuwendungsfähig, selbst wenn sie nicht in Anspruch genommen werden. 
(9) Die Umsatzsteuer ist nur zuwendungsfähig, soweit sie nicht nach § 15 des Umsatzsteuergesetzes als Vorsteuer abziehbar ist oder innerhalb der Vertragslaufzeit rückerstattet wird. 
(10) Der SGSA ist verpflichtet, auf der Grundlage des von ihm verwendeten Buchführungssystem jederzeit eine eindeutige Identifizierbarkeit des Projekts „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ zu gewährleisten. 

[bookmark: _Toc197623596]§ 5
Auszahlung der Zuwendung
(1) Die Zuwendung darf auf schriftliche Anforderung nur insoweit und nicht eher angefordert werden, als sie innerhalb von zwei Monaten nach der Auszahlung für fällige Zahlungen benötigt wird. Die Anforderung jedes Teilbetrags muss die zur Beurteilung des Mittelbedarfs erforderlichen Angaben und Nachweise enthalten. Dabei ist die Verwendung bereits erhaltener Teilbeträge analog des Ausgaben- und Finanzierungsplans in summarischer Form mitzuteilen und bisher noch nicht eingereichte Belege nachzureichen (vgl. Nr. 1.4 ANBest-P).   
(2) Mittelanforderungen sind mit dem Formblatt „Auszahlungsanforderung“ (Anlage 3) und entsprechenden zahlungsbegründenden Unterlagen (z. B. Arbeitsverträge, sonstige Verträge usw.) gemäß Nr. 6.5 ANBest-P an das Ministerium für Infrastruktur und Digitales Sachsen-Anhalt, Referat 55, Turmschanzenstraße 30, 39114 Magdeburg zu richten.
(3) Eine Mittelanforderung ist letztmalig am 1. Dezember 2026 möglich. 

[bookmark: _Toc197623597]§ 6
Verwendungsnachweis
(1) Die Verwendung der Zuwendung ist gemäß Nr. 6 ANBest-P in Form eines Sachbericht und eines zahlenmäßigen Nachweises unter Verwendung des Formblatts „Verwendungsnachweis“ (vgl. Anlage 4) nachzuweisen.
(2) Im Sachbericht sind die Ergebnisse gemäß § 2 Abs. 1 und 2 sowie § 3 Abs. 1-3 darzustellen. Im zahlenmäßigen Nachweis sind die Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Reihenfolge und voneinander getrennt entsprechend der Gliederung im Ausgaben- und Finanzierungsplan gemäß § 4 Abs. 3 auszuweisen. Der Nachweis muss alle mit dem Zweck zusammenhängenden Einnahmen (Zuwendungen, Leistungen Dritter, eigene Mittel) und Ausgaben enthalten. Aus dem Nachweis müssen Tag, Empfänger/Einzahler sowie Grund und Einzelbetrag jeder Zahlung ersichtlich sein.
(3) Im Verwendungsnachweis ist zu bestätigen, dass die Ausgaben notwendig waren, diese wirtschaftlich und sparsam eingesetzt worden sind und die Angaben mit den Büchern und Belegen des SGSA übereinstimmen.
(4) Der Zwischenverwendungsnachweis ist bis spätestens zum 30. April 2026 für das Jahr 2025, der Endverwendungsnachweis bis spätestens zum 30. Juni 2027 dem MID vorzulegen.  
(5) Das Ergebnis der Zwischen- bzw. Endverwendungsnachweisprüfung ist dem SGSA schriftlich mitzuteilen.
[bookmark: _Toc197623598][bookmark: _Toc184631012][bookmark: _Toc184631040]§ 7
Inventarisierungspflicht
Der SGSA ist verpflichtet, gemäß Nr. 4.2 ANBest-P alle beschafften Gegenstände zur Erfüllung des Zuwendungszwecks, deren Anschaffungs- oder Herstellungswert 410 Euro übersteigt, zu inventarisieren.
[bookmark: _Toc192858383]
[bookmark: _Toc197623599]§ 8
Mitteilungs- und Berichtspflichten
(1) Mitteilungspflichten der Vertragspartner ergeben sich aus Nr. 5 ANBest-P und den Regelungen in diesem Vertrag. 
(2) Der SGSA berichten dem MID jeweils zum 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. über den Fortschritt des Projektes „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt “. Darüber hinaus übersendet der SGSA dem MID gemäß § 3 Abs. 3 die jeweiligen Abschlussberichte.

[bookmark: _Toc197623600]§ 9
Öffentlichkeitsarbeit
(1) In geeigneter Weise ist im Rahmen der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, einschließlich in sozialen Netzwerken, darauf hinzuweisen, dass das Digitalisierungsprojekt aus Mitteln des Landes Sachsen-Anhalt anteilig finanziert wird. 
(2) Deshalb ist in allen Broschüren und Flyern, bei Veranstaltungen, bei Projekten sowie dem lnternetauftritt auf die Förderung des Landes Sachsen-Anhalt hinzuweisen. Die Nichterfüllung der Informationspflicht kann eine Rückforderung der gewährten Zuwendung nach sich ziehen.
(3) Der SGSA räumt dem Land Sachsen-Anhalt Nutzungsrechte an Fotos, Videos und künstlerischen Werken ein, die zur Erfüllung des Zuwendungszwecks hergestellt werden. Der SGSA holt dafür schriftlich die Erlaubnis von abgebildeten Personen und Urhebern ein bzw. legt diese bei Bedarf vor.
[bookmark: _Toc184631014][bookmark: _Toc184631042][bookmark: _Toc197623601]§ 10
Aufbewahrung von Belegen
(1) Die Belege müssen die im Geschäftsverkehr üblichen Angaben und Anlagen enthalten, die Ausgabebelege insbesondere den Zahlungsempfänger, Grund und Tag der Zahlung und den Zahlungsnachweis.
(2) [bookmark: _Toc184631015][bookmark: _Toc184631043]Bücher, Belege und alle sonstigen Geschäftsunterlagen sind fünf Jahre nach Vorlage des Endverwendungsnachweisprüfung beim SGSA aufzubewahren, sofern nicht nach steuerrechtlichen oder anderen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist bestimmt ist. Unter den in Nr. 6.9 ANBest-P festgelegten Voraussetzungen können auch Bild- und Datenträger zur Aufbewahrung verwendet werden. 

[bookmark: _Toc197623602]§ 11
Prüfungsrechte
(1) Das MID ist berechtigt, bezogen auf das Projekt „Digitale Expertise für Kommunen in Sachsen-Anhalt“ Bücher, Belege, Unterlagen einschließlich sonstiger Geschäftsunterlagen anzufordern sowie die Verwendung der Zuwendungen vor Ort zu prüfen oder durch Beauftragte prüfen zu lassen. Der SGSA hat die erforderlichen Unterlagen bereitzuhalten und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Das Prüfrecht des Landesrechnungshofes des Landes Sachsen-Anhalt gemäß § 91 LHO bleibt davon unberührt. 
(2) Die Unterlagen können vollständig elektronisch geführt, bereitgehalten und vorgelegt werden.

[bookmark: _Toc184631017][bookmark: _Toc184631045][bookmark: _Toc197623603]§ 12
Rücktritt vom Vertrag 
(1) Die Vertragspartner sind berechtigt, bei Vorliegen eines wichtigen Grundes mit sofortiger Wirkung vom Vertrag zurückzutreten. Der Rücktritt bedarf der Schriftform. Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn
a. die Voraussetzungen für den Vertragsabschluss nachträglich weggefallen sind, 
b. eine der beiden Vertragsparteien ihre vertraglichen Verpflichtungen nicht oder nicht innerhalb einer ihr gesetzten Frist erfüllt,
c. die Zuwendungen durch unrichtige oder unvollständige, für das Vertragsverhältnis wesentliche, Angaben erwirkt oder subventionserhebliche Tatsachen i. S. des § 264 StGB verschwiegen worden sind,
d. der SGSA die Zuwendungen nicht oder entgegen den vertraglichen Vereinbarungen verwendet, 
e. die Gesamtfinanzierung nicht bzw. nicht mehr gesichert ist,
f. der SGSA den Verwendungsnachweis nicht in der vereinbarten Frist vorlegt.
(2) Das Finanzierungsrisiko, insbesondere bei Abschluss, Änderung oder Verlängerung von Verträgen (z.B. für Personal), ist vom SGSA zu tragen. 

[bookmark: _Toc197623604]§ 13
Erstattung der Zuwendung und Verzinsung
(1) Tritt das MID aus einem wichtigen Grunde gemäß § 12 vom Vertrag zurück, ist der SGSA zur Erstattung der Zuwendungen ganz oder teilweise verpflichtet. Bei Unwirksamkeit, Rücknahme oder Widerruf der Zuwendung sowie bei Erstattung der Zuwendung und Verzinsung des Erstattungsanspruches findet VV Nr. 8 zu § 44 LHO Anwendung. Auf Ziffer 8, Nr. 8.4 ANBest-P wird verwiesen.
(2) Der Zuwendungsempfänger unterwirft sich gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 VwfG LSA i. V. m. § 61 VwfG der sofortigen Vollstreckung.
(3) Wird die Zuwendung nicht innerhalb der in § 5 Abs. 1 genannten Frist nach der Auszahlung zur Erfüllung des Zuwendungszwecks verwendet, ist der Erstattungsbetrag nach Maßgabe des § 2 Abs. 6 VwfG LSA jährlich mit drei Prozentpunkten über dem jeweiligen Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen, Ziffer 8, Nr. 8.4 ANBest-P. 

[bookmark: _Toc184631019][bookmark: _Toc184631047][bookmark: _Toc197623605]§ 14
Schriftform und salvatorische Klausel
(1) Mündliche Nebenabreden sind nicht zulässig.
(2) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform.
(3) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar sein oder nach Vereinbarungsschluss unwirksam oder undurchführbar werden, bleibt davon die Wirksamkeit der Vereinbarung im Übrigen unberührt.
(4) An die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll diejenige wirksame und durchführbare Regelung treten, deren Wirkungen der wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, die die Vereinbarungsparteien mit der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben.
(5) Die vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich die Vereinbarung als lückenhaft erweist.
[bookmark: _Toc184631020][bookmark: _Toc184631048]
[bookmark: _Toc197623606]§ 15
Inkrafttreten und Vertragsdauer
(1) Der Vertrag tritt am   .  .2025 in Kraft und endet am 31. September 2027.



Magdeburg, den     . 2025

Für den SGSA:					Für das MID:


______________________			___________________
zu bestimmen    			Dr. Lydia Hüskens

				Ministerin 
Präsidialmitglied
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